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Per Übergabe-Einschreiben  
 

An die 
Landesjustizverwaltung NRW 
beim OLG Hamm 
Richter am OLG Klett 
Heßlerstr. 53 
59065 Hamm 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Aktenzeichen: 3171 E - 8.56 
Ihr Bescheid vom 03.04.2014 
 

Sehr geehrter Herr Richter am OLG Klett, 

Ihren Bescheid vom 03.04.2014 hat der Beschwerdeführer am 07.04.2014 zur 

Kenntnis erhalten.  Ihre Ausführungen in Ihrem Bescheid vom 03.04.2014 sind 

fehlerhaft und nicht korrekt, wenn Sie behaupten, Zitat: 
 

„Ihrer Argumentation [über den Vorwurf der Sittenwidrigkeit der anwaltlichen 
Tätigkeit des Rechtsanwalts Dr. Gigerl] ist schon allein deshalb der Boden 
entzogen, weil es sich bei der Entscheidung des OLG Hamm vom 
04.07.2001 (12 U 27/00) um ein in Rechtskraft erwachsenes Urteil handelt, 
dessen Feststellungen  rechtsverbindlich sind. Einem Rechtsanwalt, der 
sich in seinem anwaltlichen Handeln auf die rechtskräftig gewordenen 
Feststellungen  eines obergerichtlichen Urteils beruft, sittenwidriges 
Handeln vorzuwerfen, ist - zurückhaltend formuliert - nur äußerst schwer 
nachzuvollziehen.“ 

 

           (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 

 

Denn die angeblichen „Feststellungen“, die der Rechtsanwalt Dr. Gigerl in seinen 

beiden Klage- bzw. Anzeigeschriftsätzen vom 10.05.2002 zu zwei 

Folgegerichtsverfahren unter zwingendem Bezug auf die Entscheidung des OLG 

Hamm vom  04.07.2001, AZ: 12 U 27/00 in den beiden Klage- bzw. Anzeigeschriften 

vom 10.05.2002 formuliert und getroffen hatte, sind nachweislich nicht Feststellungen 

der Entscheidung des OLG Hamm vom 04.07.2001, AZ: 12 U 27/00 gewesen und 
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stellen somit einen schwerwiegenden standesrechtlichen und strafrechtlichen Verstoß 

gegen § 138 ZPO (Erklärungspflicht über Tatsachen, Wahrheitspflicht) dar und 

verpflichtet alle verantwortlichen Personen der Strafverfolgungsbehörden, die 

Kenntnis von dieser nachweisbaren Tatsache  erhalten hatten, ein strafrechtliches 

Ermittlungsverfahren gegen den Rechtsanwalt Dr. Gigerl einzuleiten, was allerdings 

bis heute nicht geschehen ist. Stattdessen ist der Rechtsanwalt Dr. Gigerl unter 

rechts- und verfassungswidriger Berufung auf das „Richterprivileg“ (Art. 97 GG) von 

den NRW-Justizbehörden seit 2002 bis heute straffrei gestellt worden. 

 

Denn der Rechtsanwalt Dr. Gigerl behauptete in seiner zivilrechtlichen Klageschrift  

vom 10.05.2002 [Anlage 020]  an das LG Bochum (AZ: 1 O 343/02) auf der Seite 2 

und 3  der Klageschrift wahrheitswidrig : 

 
"Im Rahmen des damaligen Verfahrens [1 O 302/97 LG Bochum bzw. 12 U 
27/00 OLG Hamm] hatte er [Rainer Hoffmann] auch behauptet, er sei durch 
den Kläger durch Werbung in einer Zeitungsanzeige aus Oktober 1998  
getäuscht worden, weil dort die Aussagen getroffen worden war: "60%-70% 
Ihres Warmwasserbedarfs können Sie auch in Deutschland mit einer 
Solaranlage decken". 

 
     (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 

 
Rechtsanwalt Dr. Gigerl schrieb auf Seite 3  der Klageschrift vom 10.05.2002 

wahrheitswidrig  weiter: 
 

"Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch, dass der Werkvertrag 
über die Solaranlage im Jahre 1996 [01.10.1996] abgeschlossen worden 
und die Anlage Anfang 1997 eingebaut wurde, die Zeitungsanzeige aber 
von 1998  stammt . Diese kaum noch nachvollziehbare Klage wurde durch 
das Amtsgericht [Marl, AZ: 16 C 676/01] mangels Schlüssigkeit 
abgewiesen.“ 

 
    (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 
 
Rechtsanwalt Dr. Gigerl schrieb in seiner parallel verfassten und eingereichten 

Strafanzeige/Strafantrag  vom 10.05.2002 an die Staatsanwaltschaft Bochum (AZ: 

28 Cs 37 Js 476/02 (445/02) [Anlage 021]  ebenfalls wahrheitswidrig : 
 

"Ausgangspunkt für das strafrechtlich relevante Verhalten des Beschuldigten 
ist der Umstand, dass dieser in fehlerhafter Weise meinte, durch eine 
Werbeanzeige in der Recklinghäuser Zeitung vom 07.10.1998 , die der 
Anzeigeerstatter geschaltet hatte, getäuscht worden zu sein."  

 
    (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 
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Rechtsanwalt Dr. Gigerl schrieb auf Seite 2  der Strafanzeige vom 10.05.2002 
wahrheitswidrig  weiter: 
 

"Ganz abgesehen davon, dass diese Anzeige im Jahre 1998 erfolgte , der 
Werkvertrag zwischen den Parteien betreffend der Erstellung einer 
Solaranlage am Wohngebäude des Beschuldigten aber bereits 1996 
[01.10.1996] geschlossen war, wurde in verschiedenen Verfahren 
rechtskräftig festgestellt, dass die hier in Rede stehende Werbeaussage in 
keiner Weise irreführend sei." 

 

    (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 
 

Mit diesen nachweislich wahrheitswidrigen Behauptungen des Rechtsanwalt Gigerl 

unterstellte er dem heutigen Beschwerdeführer in den beiden Zivilgerichtsverfahren 

einen versuchten Prozessbetrug auf Grundlage einer angeblich „falschen 

Werbeanzeige von 1998“, mit dem rechtsstaatlich bedenklichen Motiv, den heutigen 

Beschwerdeführer für den Urteilsfehler des OLG Hamm vom 04.07.2001 [siehe 

Anlage 007, Seite 25 bis 27 vom 24.02.2014]  verantwortlich zu machen. Denn das 

OLG Hamm hatte in der Entscheidung vom 04.07.2001, AZ: 12 U 27/00 eigenmächtig 

und rechtsfehlerhaft in der Urteilsbegründung die Entscheidungen des LG Essen AZ: 

43 O 10/99 und des OLG Hamm AZ: 4 U 112/99 verwendet. Diese beiden 

Entscheidungen waren aber für das Verfahren OLG Hamm, AZ: 12 U 27/00 nicht 

anwendbar, weil diese beiden richterlichen Entscheidungen LG Essen AZ: 43 O 10/99 

und des OLG Hamm AZ: 4 U 112/99 nachweislich auf der späteren, abgeänderten 

Werbeanzeige aus 1997/1998 [siehe Abb.: A08, Seite 7 von 24 vom 31.03.2014]  

seines Mandanten basierten, und eben nicht auf der ursprünglichen Werbeanzeige 

vom 19.01.1996, die zum Solarkaufvertrag vom 01.10.1996 mit dem 

Beschwerdeführer führte und sich nachweislich als „Anlage 121“ bei den 

Gerichtsakten zu OLG Hamm AZ: 12 U 27/00 bzw. Landgericht Bochum AZ: 1 O 

302/97 befunden hatte.  

 

Erst beim dritten Antrag nach § 299 ZPO wurde dem Beschwerdeführer durch das 

Landgericht Bochum am 10.02.2005 Akteneinsicht in die Akte 1 O 302/97 gewährt, 

um zu prüfen, ob sich auch wirklich die korrekte Werbeanzeige vom 19.01.1996 als 

„Anlage 121 d. GA“ in der Gerichtsakte 1 O 302/97 beim Landgericht Bochum 

befindet. Der damalige diensthabende Bochumer Richter am Landgericht Thomas 

Kexel hatte die Existenz der Werbeanzeige als „Anlage 121“ in der Gerichtsakte 1 O 

302/97 mit seinem Vermerk am 10.02.2005 schriftlich bestätigt [Anlage 022] . Das 
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Stadtarchiv Recklinghausen hatte am 13.04.2006 den Datumswert der Werbeanzeige 

vom „19.01.1996“ amtlich beglaubigt und damit urkundlich bestätigt [Anlage 023] . 

 

Mit den oben zitierten nachweislich unwahren Behauptungen in seinen Schriftsätzen 

vom 10.05.2002 an zwei Institutionen der NRW-Justizbehörden hat der Rechtsanwalt 

Gigerl unter Verstoß gegen § 138 ZPO pflichtwidrig und strafrechtlich relevant 

unwahre Tatsachen über die Feststellungen in den richterlichen Entscheidungen LG 

Bochum AZ: 1 O 302/97 und OLG Hamm AZ: 12 U 27/00 behauptet, die gleichzeitig 

den heutigen Beschwerdeführer des versuchten Prozessbetrugs bezichtigt haben, 

ohne allerdings das Wort „Prozessbetrug“ zu verwenden. 

 

Soweit der Rechtsanwalt Gigerl in seiner Klageschrift vom 10.05.2002 

wahrheitswidrig behauptet, Zitat: 
 

Diese kaum noch nachvollziehbare Klage wurde durch das Amtsgericht 
[Marl, AZ: 16 C 676/01] mangels Schlüssigkeit abgewiesen.“ 

 

ist diese unwahr behauptete „mangelnde Schlüssigkeit“ ebenfalls nicht Bestandteil 

der Urteilsbegründung des Amtsgerichts Marl zu AZ: 16 C 676/01 gewesen. 

 

Denn bereits mit der zivilrechtlichen 

Klageschrift vom 19.12.2001 des 

Beschwerdeführers zu AZ: 16 C 

676/01 [Anlage 024]  wurde dem 

Amtsgericht Marl und somit auch 

dem Rechtsanwalt Gigerl als Anwalt 

der Gegenpartei mitgeteilt, dass das 

OLG Hamm mit der Entscheidung 

vom 04.07.2001 einen Urteilsfehler 

auf Grundlage einer falschen 

Werbeanzeige aus 1997 formuliert  

hatte, Abb.: A10 :  

 

 
Abb.: A10 : Auszug aus Seite 2 von 5 der  

Klageschrift des Beschwerdeführers vom 19.12.2001  

zu Amtsgericht Marl, AZ: 16 C 676/01) 
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Soweit der Rechtsanwalt Gigerl in seiner Strafanzeige vom 10.05.2002 

wahrheitswidrig behauptet: 

 

„wurde in verschiedenen Verfahren rechtskräftig festgestellt, dass die hier in 
Rede stehende Werbeaussage in keiner Weise irreführend sei." 

 

wird nachfolgend vom heutigen Beschwerdeführer erneut aktenkundig gemacht, dass 

im relevanten Zivilverfahren LG Bochum AZ: 1 O 302/97 am 03.02.1998 ein 

Beweisantrag [Anlage 025]  zur gutachterlichen Bewertung der relevanten 

Werbeanzeige aus dem Jahr 1996 eingereicht worden war, dessen gutachterliche 

Verpflichtung zur Bewertung der Werbeanzeige bereits am 05.02.1998 vom 

Landgericht Bochum im Verfahren AZ: 1 O 302/97 bestätigt worden war [Anlage 

026]. 

 

Diese Datumswerte „03.02.1998“ und „05.02.1998“ mit den beiden aktenkundigen 

Schriftstücken zusammen mit den Seiten 7 und 8 und den dortigen Punkten 3 und 4 

des richterlich-veranlassten schriftlichen Gutachtens vom 10.11.1998 [Anlage 027] . , 

beweisen die Vorsätzlichkeit des Verstoßes gegen § 138 ZPO (Wahrheitspflicht) 

durch den Rechtsanwalts Dr. Gigerl in seinen Klageschriften vom 10.05.2002, in 

denen er unwahr und rechtswidrig behauptet hatte, der heutige Beschwerdeführer 

hätte sich in den Zivilverfahren AZ: 1 O 302/97 bzw. AZ: 12 U 27/00 auf eine 

„Werbeanzeige vom 07.10.1998“ berufen. 

 

Der Rechtsanwalt Gigerl durfte standes- und strafrechtlich nicht und niemals unwahr 

behaupten (Verstoß gegen die Wahrheitspflicht des § 138 ZPO), dass sich der 

Beschwerdeführer auf eine „Werbeanzeige vom 07.10.1998“ berufen hätte, denn der 

Rechtsanwalt Gigerl wusste zum damaligen Zeitpunkt am 10.05.2002 - als damaliger 

Anwalt der Gegenpartei im Zivilverfahren 1 O 302/97 - dass bereits am 03.02.1998 

bzw. 05.02.1998 - also ca. 8 Monate vor dem „07.10.1998“ - ein richterlicher 

Beweisantrag über die Werbeanzeige gestellt worden war und eine gutachterliche 

Bewertung über die vermeintlich irreführenden und falschen Aussagen in der 

Werbeanzeige seines Mandanten gerichtlich seit Jahren vorlag. 

 

Hinzukommt, dass die Punkte 3 und 4 auf den Seiten 7 und 8 des richterlich-

beauftragten Gutachtens vom 10.11.1998 [Anlage 027]  bis heute [12.04.2014] von 
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keinem Gericht in NRW berücksichtigt worden sind, obwohl in dem Gutachten die 

Behauptungen in der Werbeanzeige von 1996 als - so wörtlich - FALSCH  bewertet 

worden sind. In dem gerichtlichen Gutachten vom 10.11.1998 steht wort-wörtlich: 

 

„Insofern kann die o.g. Formulierung [60%-70% des 

Warmwasserbedarfs lässt sich in Deutschland mit einer Solaranlage 

decken] so nicht zutreffen, da durch die Solarenergie ausschließlich der 

[Wärme-]Energieeinsatz zur Erzeugung von Warmwasser, sei es durch 

Gas, Öl, Strom o.ä. substituiert werden kann.“ 

 

        und weiter heißt es in dem Gutachten vom 10.11.1998: 

 

„Wie unter Punkt 3 [siehe oben] formuliert, ist die erwähnte Aussage 

„60% -70% Ihres Warmwasserbedarfs können Sie auch in Deutschland 

mit einer Solaranlage decken“ vom Grundsatz her falsch .“ 

 

           (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 

 

Der Beschwerdeführer sieht auch in den bis heute (nicht nur von Richtern des OLG 

Hamm seit dem 04.07.2001) unberücksichtigten Gutachten-Punkten 3 und 4 über die 

relevante Werbeanzeige vom 19.01.1996 aus dem Gutachten vom 10.11.1998 und 

der gutachterlichen Behauptung, dass die Aussagen in der Werbeanzeige, 

insbesondere die Behauptung in der Werbeanzeige, „man könne „60-70% des 

Warmwasserbedarfs mit einer Solaranlage decken“ als „FALSCH“ zu bewerten sind, 

das Motiv, warum der Rechtsanwalt Dr. Gigerl mit seinen obigen Behauptungen in 

den Klageschriften vom 10.05.2002 wahrheitswidrig die Behauptung aufgestellt hatte, 

der Beschwerdeführer hätte sich angeblich „auf eine Werbeanzeige vom 07.11.1998 

berufen, obwohl der Kaufvertrag bereits aus 1996 gewesen sei“. Der Rechtsanwalt 

Gigerl hatte das Motiv mit seiner unwahren Behauptung von der Existenz der 

Gutachtenpunkte 3 und 4 abzulenken und ad absurdum zu führen, in der die 

Werbeaussagen in der Werbeanzeige seines Mandanten als - so wörtlich - „falsch“ 

bewertet worden waren. Der Rechtsanwalt Dr. Gigerl nutzte zum Zeitpunkt seiner 

unwahren Feststellungen vom 10.05.2002 den Umstand aus, dass zu diesem 

Zeitpunkt am 10.05.2002 der Datumswert der Veröffentlichung der Werbeanzeige als 

„Anlage 121 d. GA“ nicht nachgewiesen war und womöglich auch nach über 5 Jahren 
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nach Veröffentlichung der Werbeanzeige nicht mehr nachgewiesen werden könnte. 

Aber mit dieser Vermutung hatte sich der Rechtsanwalt Gigerl geirrt, [Anlage 008, 

Seite 28 bis 30 vom 24.02.2014] . Mit seiner unwahren Behauptung über die 

„Werbeanzeige vom 07.11.1998“ formulierte er eine fiktive und unwahre 

Urteilsbegründung, die weder als Feststellung in der Entscheidung LG Bochum, AZ: 1 

O 302/97, noch in der Entscheidung OLG Hamm, AZ: 12 U 27/00, noch in der 

Entscheidung AG Marl,  AZ: 16 C 676/01 existiert. In Wahrheit wurde die zweite, 

spätere Werbeanzeige mit Beginn der zivilrechtlichen Auseinandersetzung beim 

Landgericht Bochum in der Recklinghäuser Zeitung am 05.09.1997 geschaltet, ein 

Veröffentlichungs-Datum, was das Stadtarchiv Recklinghausen ebenfalls am 

13.04.2006 amtlich beglaubigt hat [Anlage 029] . Das Datum „05.09.1997“ über das 

Ersterscheinen der 2. späteren („falschen“) Werbeanzeige ist deshalb von wichtiger 

Bedeutung, weil es nach Auffassung des Beschwerdeführer zusätzliche Indizien dafür 

gibt, dass es bereits im Zivilverfahren LG Bochum 1 O 302/97 zu 

„Unregelmäßigkeiten“ rund um das beantragte Gutachten über die Werbeanzeige 

gekommen ist. Denn sowohl im Gutachten vom 10.11.1998 auf den Seiten 7 und 8 

als auch im Urteil vom 07.12.1999 zu AZ: 1 O 302/97 wird im Bezug auf die 

Werbeanzeige der Begriff „Trinkwasser“ verwendet, obwohl in der relevanten 

Werbeanzeige vom 19.01.1996 der abweichende Begriff „Brauchwasser“ vorkommt, 

der fachspezifisch als „Nicht-Trinkwasser“ definiert ist, und in der 2. späteren 

Werbeanzeige am 05.09.1997 der Slogan mit dem Begriff „Brauchwasser “ entfernt 

worden war. Auch hatte der Gutachter gemäß Gutachtenantrag vom 03.02.1998 

[Anlage 025]  nachweislich den Auftrag erhalten, den in der Werbeanzeige 

zugesicherten Wärmebedarf (nicht: Warmwasserbedarf) zu bewerten. Denn bis heute 

[12.04.2014] wurden von keinem Gericht in NRW die beiden maßgeblichen und kauf-

entscheidenen Slogans aus der Werbeanzeige vom 19.01.1996 bewertet, die da 

bekanntlich lauteten: 
 

„Lassen Sie sich nicht erzählen, Solaranlagen für 

Brauchwasser  seien technisch nicht ausgereift oder zu 

teuer.“ 

   

„Wärme  direkt ab Sonne.“ 

 

          (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 
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und die der Hauptgrund dafür waren, warum der Mandant des Rechtsanwalt Dr. 

Gigerl im Jahr 1996 eine solare Heizenergie-Einspareffizienz von 60% bis 70% auch 

für die Raumheizung zusichern (besser: erfolgreich vortäuschen) konnte. 

Denn in der ab dem 05.09.1997 veröffentlichten zweiten Werbeanzeige waren diese 

beiden Werbeslogans nicht mehr zu finden und waren von dem Mandanten des 

Rechtsanwalt Dr. Gigerl aus der Werbeanzeige entfernt worden. 

 

Denn durch den ursprünglichen Beweisbeschluss vom 03.11.1997 wird durch den 

dortigen Punkt 2 (Abb.: A11 ) dokumentiert, dass die zuständigen Richter von Anfang 

an wussten, dass die Solaranlage vom heutigen Beschwerdeführer auch für die 

solare Lieferung von (Raum-)Heizungswärme angeschafft worden war: 

 

 

Abb: A11  (Rot -Markierung und handschriftlicher Vermerk durch Beschwerdeführer)  

 

Denn in diesem richterlichen Beweisbeschluss vom 03.11.1997 wird unter Punkt 2 

zwischen [Raum-]“Heizungsanlage“ und „Warmwasser[auf]bereitungsanlage“ 

differenziert. 
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Wenn nun vom Beschwerdeführer mit den vorgenannten Belegen nachgewiesen 

worden ist, dass sowohl vom Rechtsanwalt Dr. Gigerl als auch von Richtern des 

Landgericht Bochum und des OLG Hamm die Punkte 3 und 4 aus dem gerichtlichen 

Gutachten vom 10.11.1998 ohne richterliche Begründung als Beweismittel auch für 

den mehrfachen unwahren Parteivortrag des Rechtsanwalts Dr. Gigerl bis heute 

unberücksichtigt geblieben sind, muss auch in Bezug auf die wortwörtliche 

Urteilsbegründung des OLG Hamm vom 04.07.2001 zu AZ: 12 U 27/00 auf Grundlage 

der „falschen“ Werbeanzeige, die da lautete, Zitat: 

 

„Die Schemazeichnung der Anzeige beinhaltet lediglich die 

Warmwasserbereitung im Zusammenhang mit dem Sonnenkollektor und 

der Text spricht allein von Warmwasserbedarf.“ 

 

der Verdacht der RECHTSBEUGUNG (§ 339 StGB) bei der Urteilsbegründung vom 

040.7.2001, AZ.: 12 U 27/00 durch die zuständigen OLG-Richter wiederholt 

ausgesprochen werden.  

 

 

Denn das von den OLG-Richtern in den Punkten 3 und 4 bis heute unberücksichtigte 

Gutachten vom 10.11.1998 bewertete den Slogan „60%-70% Warmwasserbedarf 

lassen sich auch in Deutschland durch eine Solaranlage decken“ als - so wörtlich - 

„FALSCH“. Und ein Werbeprospekt des relevanten Solaranlagen-Lieferanten 

„PARADIGMA“ [Anlage 028] , der den Mandanten des Rechtsanwalt Gigerl in den 

Jahren 1995 bis 1997 belieferte, und dessen Firmenlogo auf der Werbeanzeige vom 

19.01.1996 zu finden ist, wies bei der von den Richtern erwähnten, nahezu 

identischen „Schemazeichnung “ sehrwohl den Hinweis aus: „Solaranlage zur 

Raumheizung “, Abb.: A12  
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Abb.: A12 : Ausschnitt aus „PARADIGMA“-Prospekt aus dem Jahr 1995/1996 

(Hinweis: ROTE Pfeile durch Beschwerdeführer) 

 

Und die Behauptung in der Urteilsbegründung der Entscheidung des OLG Hamm vom 

04.07.2001, AZ: 12 U 27/00, der Text [der Werbeanzeige] spräche allein von 

„Warmwasserbedarf“ muss mit Wissen der Berücksichtigung der „falschen 

Werbeanzeige“ vom 05.09.1997 ebenfalls mit dem Verdacht der Rechtsbeugung 

belegt werden, da die relevante Werbeanzeige vom 19.01.1996 noch zusätzlich 

folgende Werbeslogans im Werbetext zum Inhalt hatte: 

  

„Lassen Sie sich nicht erzählen, Solaranlagen für 

Brauchwasser  seien technisch nicht ausgereift oder zu 

teuer.“ 

   

„Wärme  direkt ab Sonne.“ 

 

          (Unterstreichungen und Fettmarkierungen durch Beschwerdeführer) 
 

Falls sich die Landesjustizverwaltung-NRW die berechtigte Frage stellen sollte, 

warum der damals im Mai/Juni 2002 vom Beschwerdeführer beauftragte 

Rechtsanwalt Rudolf Schmidt aus Marl bzw. Dorsten diese Fakten in dieser 
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Deutlichkeit in den betreffenden Gerichtsverfahren nicht vorgetragen hatte, möchte 

der Beschwerdeführer an dieser Stelle nur soviel erwähnen, dass dem Rechtsanwalt 

Rudolf Schmidt diese Fakten bekannt waren, aber der Rechtsanwalt Rudolf Schmidt 

damals als Begründung behauptete, er dürfe aus standesrechtlichen Gründen seinen 

Rechtsanwaltskollegen Dr. Gigerl weder einer Lüge bezichtigen, noch einer Lüge 

überführen. Der Rechtsanwalt Rudolf Schmidt argumentierte damals im Mai/Juni 

2002 im Vorfeld des Zivilverfahrens LG Bochum, AZ: 1 O 343/02 mit der Behauptung, 

der zuständige Bochumer Richter am Landgericht Dr. Michael Krökel kenne ja aus 

dem Vorgängerzivilgerichtsverfahren AZ: 1 O 302/97 die Fakten und der Richter 

würde ja in seiner Funktion als unabhängiger Richter verpflichtet sein, die korrekten 

Fakten über die Werbeanzeige in der mündlichen Verhandlung am 25.06.2002 

aufzuklären und zur Sprache zu bringen. Allerdings war der Bochumer Richter am 

Landgericht am 25.06.2002 in der mündlichen Verhandlung zu AZ: 1 O 343/02 nicht 

an der Aufklärung dieser Fakten interessiert, sondern der Beschwerdeführer wurde in 

der mündlichen Verhandlung von diesem Bochumer Richter Dr. Michael Krökel 

stattdessen - so wörtlich - mit „Knast bedroht“ [Abb. A03, Seite 6 von 39 vom 

24.02.2014] falls der Beschwerdeführer „die [fehlerhafte] Sichtweise der Justiz nicht 

akzeptieren würde.“. So die dokumentierte und bestätigte damalige Behauptung des 

Bochumer Richters Dr. Michael Krökel, die der heutige Beschwerdeführer auch heute 

noch strafrechtlich als Nötigung und/oder Erpressung empfindet. Der 

Beschwerdeführer hat diesem Rechtsanwalt Rudolf Schmidt zusätzlich seit 2002 

mehrfachen „Parteiverrat“ (§ 356 StGB) nachweisen können, aber dieser 

Straftatbestand wird sowohl von der Staatsanwaltschaft Bochum als auch von der 

informierten Rechtsanwaltskammer Hamm nicht zur Aufklärung/Anklage gebracht, 

womöglich auch auf Anweisung des NRW-Justizministeriums. Denn einige dieser 

nachweisbaren Straftatbestände des Rechtsanwalt Rudolf Schmidt und des 

Bochumer Richters am Landgericht Dr. Michael Krökel sind zudem auch Bestandteil 

der 198 geheimen Aktenseiten der Akte 4121 E-III 372/98 beim NRW-

Justizministerium geworden. 

 

Unter Berücksichtigung der vorgebrachten Beweise stellt der Beschwerdeführer in 

Bezug auf die oben-zitierte Behauptung im Bescheid der Landesjustizverwaltung vom 

03.04.2014 einen 5. Antrag : 
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Hinweis:  Handschriftliche Anmerkungen aus dem Jahr 2002 durch Beschwerdeführer 
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[Anlage 022, Seite 1 von 1] 
Richterliche Bestätigungsvermerk vom 10.02.2005 des damaligen diensthabenden 
Bochumer Richters am Landgericht Thomas Kexel, dass die „Anlage 121“ der 
Gerichtsakte AZ: 1 O 302/97 diese nachfolgende Werbeanzeige ausgewiesen hatte: 
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[Anlage 023, Seite 1 von 1] 

Amtliche Beglaubigung des „Stadtarchiv Recklinghausen“ vom 13.04.2006, dass die 
Werbeanzeige der „Anlage 121“ der Gerichtsakte Landgericht Bochum 1 O 302/97 
nachweislich am „19.01.1996“ in der „Recklinghäuser Zeitung“ veröffentlicht worden 
war.   
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Seite 1 von 5 der Klageschrift des Beschwerdeführers an das Amtsgericht Marl vom 
19.12.2001, AZ: 16 C 676/01.  
 



Rainer Hoffmann, geb.: 12.02.1964        12.04.2014  
ohne festen Wohnsitz, im November 2012 aus Deutschland ins Ausland geflüchtet 

Seite 28 von 34 Übergabe-Einschreiben zu AZ: 3171 E - 8.56 vom 12.04.2014 
 

[Anlage 024, Seite 2 von 2] 

Seite 2 von 5 der Klageschrift des Beschwerdeführers an das Amtsgericht Marl vom 
19.12.2001, AZ: 16 C 676/01.  
 

 



Rainer Hoffmann, geb.: 12.02.1964        12.04.2014  
ohne festen Wohnsitz, im November 2012 aus Deutschland ins Ausland geflüchtet 

Seite 29 von 34 Übergabe-Einschreiben zu AZ: 3171 E - 8.56 vom 12.04.2014 
 

[Anlage 025, Seite 1 von 1] 
Beweisantrag des RA Lackmann (damaliger RA des Beschwerdeführers) vom 
03.02.1998 an das Landgericht Bochum zu AZ: 1 O 302/97 zur Begutachtung der 
vermeintlichen Täuschung und Irreführung durch die Zeitungswerbeanzeige: 
 

 
 
Wichtig, zu beachten: 
Der Gutachtenantrag vom 03.02.1998 lautet, ob es tatsächlich richtig ist, dass die Solaranlage 60-70% 
des Wärmebedarfs [nicht: Warmwasserbedarf] decken würde, wie Herr Große-Büning es in seiner 
Zeitungsanzeige [„Wärme direkt ab Sonne“ i.V.m. „60% bis 70% des Warmwasserbedarfs lassen sich 
auch in Deutschland mit einer Solaranlage decken“] behauptet hatte.
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[Anlage 026, Seite 1 von 1] 
Landgericht Bochum bestätigt am 05.02.1998 den Beweisantrag vom 03.02.1998 des 
RA Lackmann (damaliger Rechtsanwalt des heutigen Beschwerdeführers) über die 
Zeitungswerbeanzeige: 
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[Anlage 027, Seite 1 von 2] 
Seite 7 von 8 des gerichtlichen Gutachterergebnisses vom 11.10.1998 über die 
Zeitungswerbeanzeige zu Az: Landgericht Bochum, AZ.: 1 O 302/97. 
 

 
Hinweis: ROT-Markierungen durch Beschwerdeführer 
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[Anlage 028, Seite 1 von 1] 
Seite 3 einer 4-seitigen Werbebroschüre des Solarkollektor-Herstellers 
„PARADIGMA“ aus dem Jahr 1995/1996 
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[Anlage 029, Seite 1 von 1] 

Amtliche Beglaubigung des „Stadtarchiv Recklinghausen“ vom 13.04.2006, dass die 
zweite, spätere („falsche“) Werbeanzeige am „05.09.1997“ in der Recklinghäuser 
Zeitung veröffentlicht worden ist: 
 

 




